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Nur wenige Menschen werden dem Jahr 2020 nachtrauern – einem dunklen Jahr für Millionen, die
ihren Arbeitsplatz verloren, da eine riesige Anzahl von Unternehmen aufgrund von Pandemie
geschlossen wurde, oder die sich mit KurzarbeiterInnengeld durchschlagen mussten, das weit unter
dem normalen Lohnniveau lag. All dies kam zu den tatsächlichen Todesopfern hinzu, 1,8 Millionen
weltweit, und zu den anhaltenden Folgeschäden aufgrund von COVID. Darunter leiden vor allem
ältere Menschen, diejenigen, die in armen und überfüllten Verhältnissen leben, und jene, die im
globalen Süden mit schlechten oder kaum vorhandenen Gesundheitssystemen überleben müssen.

Die Pandemie und die darauf folgenden Einschränkungen haben zu einem enormen Anstieg der
Arbeitslosigkeit geführt und in Verbindung mit den ersten Anzeichen einer weiteren großen
Rezession weltweit ungeheures Elend verursacht. In den USA, der immer noch dominierenden
Volkswirtschaft der Welt, waren im Sommer 20 Millionen Menschen ohne Arbeit, und die Zahl hat
sich bis zum Jahresende nur halbiert.

Der von EpidemiologInnen vorhergesagte Wintereinbruch ist eingetreten und verschlimmert sich
weiter, obwohl die Entwicklung mehrerer Impfstoffe innerhalb von zehn Monaten ein Triumph für
die WissenschaftlerInnen ist und den ImpfgegnerInnen, den HausiererInnen mit bizarren
Verschwörungstheorien und reaktionären DemagogInnen wie Trump und Bolsonaro widerspricht.

Wenn WissenschaftlerInnen und Beschäftigte in der Medizin von den reaktionären Fesseln
kommerzieller und staatlicher Rivalität, von Geschäftsgeheimnis und privater Konkurrenz befreit
würden und auf globaler Ebene zusammenarbeiten könnten, wenn alle ihre Einrichtungen
vergesellschaftet würden, könnten viele seit langem bestehende endemische Krankheiten besiegt
und zukünftige Pandemien verhindert oder kontrolliert werden.

Die Pandemie ist jedoch noch lange nicht vorbei und das Auftreten signifikanter Virusvarianten
sollte uns daran erinnern, dass die Wirksamkeit von Impfstoffen durch eine zufällige Mutation
untergraben werden könnte. Es ist wahrscheinlich, dass die Auswirkungen des Virus noch einen
beträchtlichen Teil des Jahres 2021 andauern werden, und selbst dann wird das wirtschaftliche und
soziale Leben weit von dem entfernt sein, das wir vor dem Auftreten des neuartigen Coronavirus zur
Jahreswende 2019/2020 kannten.

Sicherlich hätte die Erfahrung viel schlimmer ausfallen können, wenn nicht die ÄrztInnen, das
Gesundheitspersonal und die ForscherInnen auf der ganzen Welt heldenhaft gearbeitet und auf
früheren Forschungen in mehreren Ländern aufgebaut hätten, um Impfstoffe zu entwickeln. Doch
viele dieser WissenschaftlerInnen und MitarbeiterInnen des Gesundheitswesens hatten schon lange
nicht nur vor den Gefahren einer Pandemie vom Typ SARS gewarnt, sondern auch vor den
zerstörerischen Auswirkungen der Kürzungen staatlicher Mittel und die Notwendigkeit betont, die
„Geschäftsgeheimnisse“ von Staat und den großen Pharmakonzernen zu lockern. Die bleibende
Lektion des Jahres 2020, „Niemand ist sicher, bis alle sicher sind“, unterstreicht die Notwendigkeit
eines Weltgesundheitssystems, das die grausamen Ungleichheiten zwischen den „fortgeschrittenen“,
d. h. imperialistischen, Ländern und den „Entwicklungsländern“, d. h. halbkolonialen Ländern
überwindet.
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Das Jahr sah auch eine große Wende – zumindest in den Worten – der politischen FührerInnen, wenn
es darum ging, die andere große Krise, die drohende Klimakatastrophe, anzusprechen. Zum Teil ist
dies ein Tribut an die Wirkung der von der Jugend angetriebenen Bewegungen gegen die
Klimaerwärmung, aber es war auch eine Reaktion auf die wachsende Zahl von Katastrophen, sogar
in imperialistischen Ländern. Das Jahr begann damit, dass Australien einen „schwarzen Sommer“
erlebte, seine schlimmste Buschfeuersaison aller Zeiten. Hurrikane und tropische Stürme
verursachten große Überschwemmungen in Texas und Louisiana. Im Herbst entflammten allein in
Kalifornien Waldbrände auf über einer Million Acres (405.000 Hektar, 4.050 qkm). Infolgedessen
sprachen sogar konservative bürgerliche PolitikerInnen von „grünen New Deals“ und „grünen
industriellen Revolutionen“. Aber wie das Sprichwort „Hüte dich vor Griechen, auch wenn sie
Geschenke bringen!“ bringen, so sind diese Versprechungen wahrscheinlich nur ein trojanisches
Pferd für Profitstreben.

Der Wechsel des US-Präsidenten von einem Klimawandelleugner zu einem, der einige Phrasen der
Rhetorik des Green New Deal von Sanders und Alexandria Ocasio-Cortez (AOC) übernommen hat,
garantiert nicht, dass entschlossenes Handeln die Rückkehr der USA zum Pariser Abkommen
begleiten wird. Es könnte und sollte zu massenhaften direkten Aktionen ermutigen, um die US-
Administration und den Kongress zu zwingen, die Emissionen zu senken. Von Küste zu Küste sind
Überschwemmung und Feuer jetzt eine reale und anhaltende Gefahr in den Köpfen von Millionen
AmerikanerInnen, und das kann das Bewusstsein selbst in den stursten Köpfen verändern.

Wirtschaftskrise

Die unmittelbaren Auswirkungen des Coronavirus wären noch schlimmer gewesen, wenn nicht das
Gespenst des Zusammenbruchs der Gesundheitssysteme die Regierungen dazu gezwungen hätte,
Lockdowns anzuordnen und die Schleusen der Staatsausgaben zu öffnen, um Unternehmen und
Arbeitsplätze zu retten. Es wäre jedoch töricht, sich vorzustellen, dass diese „Kriegsmaßnahmen“,
auf die der Kapitalismus in Extremfällen zurückgreift, zu einem dauerhaften Merkmal der „schönen
neuen Welt“ werden, die einige PolitikerInnen versprechen. Obwohl die scheinbar grenzenlose
staatliche Kreditaufnahme in den imperialistischen Kernländern von historisch niedrigen Zinssätzen
profitierte, gibt es keine Garantie, dass diese aufrechterhalten werden können, und die daraus
resultierende Staatsverschuldung ist in Friedenszeiten historisch beispiellos. Darüber hinaus hatten
große und kleine Unternehmen, wie es scheint, schon vor COVID „ihre Kreditkarten ausgereizt“, und
der marxistische Ökonom Michael Roberts sagt eine große Unternehmensschuldenkrise innerhalb
der nächsten zwei Jahre voraus.

Sicher ist, dass mit dem Auslaufen der staatlichen Subventionen, wahrscheinlich innerhalb der
ersten sechs Monate des kommenden Jahres, die langfristigen Auswirkungen der Pandemie deutlich
werden. Zwar mag es eine Erholungsphase geben, die durch aufgestaute Nachfrage und Ausgaben
in den Sektoren, die von der Pandemie profitiert haben, angeheizt wird, doch wird diese
wahrscheinlich nicht von langer Dauer sein und vom Ausmaß der Insolvenzen und Schließungen,
insbesondere im Einzelhandel und im Dienstleistungssektor, überschattet werden.

Die Folgen des massiven Rückgangs von Produktion und Handel rund um den Globus werden mit
Sicherheit auch das Fundament des Monopolkapitals im großen Stil schwächen und ganze Branchen
wie Stahl, Automobil, Luft- und Raumfahrt oder fossile Brennstoffe betreffen. Die Folgen eines
Zusammenbruchs solcher Industrien wären nicht nur eine Welle von Massenentlassungen, sondern
auch eine langfristige, strukturelle Arbeitslosigkeit.

Ein weiterer krisenverschärfender Faktor ist die Rivalität der imperialistischen Mächte – der USA,
Chinas, Japans, der Europäischen Union –, die die multilateralen Institutionen untergräbt, die aus
den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg und der Zeit der Globalisierung stammen (IWF, WTO



usw.). Selbst wenn Biden die eher destruktiven Vorschläge Trumps zurücknimmt und die Rhetorik
der Zusammenarbeit wiederherstellt, wird die Rivalität fortbestehen und sich sogar noch
verschärfen. Dies hat bereits die Schwächen und zerstörerischen Widersprüche innerhalb der
imperialistischen Blöcke offengelegt und die Ambitionen der nächsten Reihe imperialistischer oder
regionaler halb-kolonialer Mächte herausgefordert: Indien, Russland, Brasilien, Südafrika, Türkei,
Iran. Auch diese Staaten werden unweigerlich unter dem Zerbrechen der Weltmärkte, der
Kreditsysteme leiden. Ihre inneren Schwierigkeiten werden sie, wie auch die dominierenden
imperialistischen Mächte, zu wirtschaftlichen und militärischen Konflikten treiben.

Die Europäische Union befand sich schon vor dem Brexit in einer sich vertiefenden Krise und ihre
Hauptmächte, Frankreich und Deutschland, werden große Probleme haben, Länder wie Polen und
Ungarn zu disziplinieren. Die südlichen Mitglieder der EU, Griechenland, Italien und Spanien,
werden große Schwierigkeiten innerhalb der sich zentralisierenden Union haben, die von Macron
und, vielleicht etwas vorsichtiger, von Merkels NachfolgerIn ins Auge gefasst wird.

Natürlich könnte eine historische Zerstörung überschüssigen Kapitals auch einen Investitionsschub
in die neuen Technologien ermöglichen: Künstliche Intelligenz, globale bzw. Wirtschaftsblöcke
umfassende Wertschöpfungsketten, Automationsprozesse durch Industrieroboter, Biowissenschaften
etc. In der Tat könnten diese Technologien und Wissenschaften die Grundlage für eine Gesellschaft
legen, die die langen Stunden der Schwerstarbeit massiv reduziert und erzwungenen Müßiggang
und Armut abschafft. Aber eine solche neue industrielle Revolution – mit einem großen
Umweltelement – liegt auf der anderen Seite einer großen wirtschaftlichen, sozialen und politischen
Krisenperiode.

Wenn das Kapital weiterhin regiert, werden sich die Kräfte der Zerstörung; Verarmung, Krieg,
Pandemien, Klimakatastrophen zum Schreckgespenst eines historischen Rückschritts verbinden –
einer Dystopie, nicht einer Utopie. Alles hängt also davon ab, ob die ArbeiterInnenklasse, die jetzt im
Weltmaßstab größer denn je ist, die Kontrolle über die Wirtschaft, über die gesamte Gesellschaft
übernehmen und sie international für eine optimale Zukunft der gesamten Menschheit organisieren
kann. Und das ist eine Frage der Politik und der politischen Führung.

Trends in der Weltpolitik

Die außerordentlich hohen Staatsausgaben, insbesondere in den imperialistischen Ländern, die
versuchen, mit den Auswirkungen der Pandemie fertig zu werden, sind selbst Gründe, warum wir im
kommenden Jahr eine ernsthafte politische Dimension der Krise erwarten sollten.

Eher früher als später, vor allem wenn die Gewerkschaften und die reformistischen und
linkspopulistischen Parteien passiv und vertrauensselig gegenüber Regierungen und
UnternehmerInnen bleiben, wird es einen ernsthaften Versuch geben, diese Staatsausgaben
zurückzufordern. Zusammen mit der drohenden Massenarbeitslosigkeit ist zu erwarten, dass dies zu
einem Anstieg des Klassenkampfes führen wird, der grundlegende Fragen über die Führung eines
solchen Widerstandes aufwerfen wird. Was nötig sein wird, ist die Organisation von Einheitsfronten,
die es mit Regierungen aufnehmen können, sowohl mit „demokratischen“ als auch mit
diktatorischen. Die Linke wird bei dem Versuch, diese aufzubauen, mit einer ernsten politischen
Krise konfrontiert werden.

Dennoch erzeugt das kapitalistische System, sowohl in Krankheit als auch in Gesundheit,
Widerstand gegen die offensichtlicher werdende Ausbeutung und Ungleichheit, die in seine
Grundlagen eingebaut sind. Der eng mit dem Kapitalismus verbundene Prozess der Verarmung der
Vielen und der Bereicherung der Wenigen hat sich während der Pandemie ungebremst fortgesetzt.
Bis November waren laut der Universität von Chicago und der Universität von Notre Dame 8



Millionen AmerikanerInnen in Verarmung gefallen. In der Zwischenzeit stieg das Vermögen der 651
MilliardärInnen in den USA um mehr als eine Billion US-Dollar und erreichte Anfang Dezember 4
Billionen laut „Americans for Tax Fairness“ (AmerikanerInnen für Steuergerechtigkeit).

Obwohl ein Großteil der gestiegenen Staatsausgaben zur Stützung des scheiternden Kapitals
verwendet wurde, hat ihr schieres Ausmaß sowie die von den Regierungen erzwungene
Anerkennung von „wesentlichen Arbeitsplätzen“ und „lebenswichtigen Dienstleistungen“, die nach
jahrzehntelangen Kürzungen fast alle schlecht bezahlt werden, einen starken Grund für
Forderungen nach Lohn- und Gehaltserhöhungen, nach größeren Investitionen in Gesundheit und
Bildung sowie nach Besteuerung und Enteignung des Großkapitals geschaffen.

Je mehr jedoch die Impfstoffe die Pandemie verlangsamen, desto wahrscheinlicher werden wir im
kommenden Jahr Forderungen hören, die öffentlichen Ausgaben zu kürzen und die Schulden zu
reduzieren, was ein Szenaria für eine Rückkehr des Austeritätsgeredes schafft. Wir werden uns dem
widersetzen müssen und brauchen Parteien und Gewerkschaften, die dazu bereit und in der Lage
sind.

Trotz der Pandemie war 2020 auch ein Jahr mit beachtlichen Kämpfen von ArbeiterInnen,
Jugendlichen und rassistisch Unterdrückten auf der ganzen Welt. Mit „starken Männern“ an der
Macht wie Trump, Bolsonaro, Duterte, Erdogan, Modi, Putin und Xi gab es viel zu bekämpfen. Das
Fortbestehen dieser plebiszitären bonapartistischen oder direkt diktatorischen Regime sollte uns
daran erinnern, dass der Rechtspopulismus trotz Trumps Niederlage noch lange nicht besiegt ist.

Die meiste Zeit des Jahres haben diese Führer brutale Repressionen gegen ihre Bevölkerung
ausgeübt. In China hat Xi den fortgesetzten kulturellen Völkermord an den UigurInnen mit der
„legalen“ Niederschlagung der Demokratieproteste in Hongkong kombiniert. Narendra Modis BJP-
Regierung hat die Repression seiner Streitkräfte in Kaschmir seit der Aufhebung der Autonomie
2019 fortgesetzt. Der starke Mann der Türkei, Recep Tayyip Erdogan, hat seine Angriffe auf
Oppositionsparteien, das kurdische Volk und kritische JournalistInnen fortgesetzt und einen Krieg
Aserbaidschans gegen die armenische Enklave Bergkarabach geschürt.

Dann waren da noch Abdel Fatah El-Sisi (Abd al-Fattah as-Sisi) in Ägypten und der Kronprinz von
Saudi-Arabien, die den Bürgerkrieg im Jemen anheizten, und Netanjahu, der den Siedlungsbau im
Westjordanland und die Bombardierung des Gazastreifens fortsetzte. Die Endphase von Assads
blutiger Konterrevolution in Syrien und die reaktionären dschihadistischen Bewegungen in Afrika
südlich der Sahara und in Afghanistan trugen zu dem düsteren Bild bei. In den ehemaligen
französischen Kolonien in der Sahelzone stellten dschihadistische Rebellen die Streitkräfte
verschiedener Staaten auf eine harte Probe. PräsidentInnen, die versuchten, ihre Herrschaft
auszuweiten, provozierten große Straßenbewegungen, während in den Staaten am Horn von Afrika
die Friedensinitiativen scheitern, was die Massenflucht aus den Kriegsgebieten noch verstärkt.

Widerstand

Doch überall auf der Welt haben wir im Jahr 2020 auch neue oder anhaltende Ausbrüche des
Massenwiderstands von jungen Menschen, ArbeiterInnen und Bauern/Bäuerinnen erlebt. In den
USA gab es im Mai und Juni in jeder größeren Stadt im ganzen Land Mobilisierungen gegen die
rassistischen Polizisten, die George Floyd getötet hatten, was zu einem weltweiten Tag mit
Demonstrationen am 6. Juni führte.

In Hongkong protestierte eine Million gegen die Verhängung neuer Sicherheitsgesetze über das
Territorium. In Santiago, Chile, gab es millionenstarke Demonstrationen, ausgelöst durch eine 30-
Peso-Busfahrpreiserhöhung (3,5 Ct.), die sich zu einer Rebellion gegen 30 Jahre neoliberale



Regierungen und eine seit Pinochet kaum veränderte Verfassung entwickelten.

Im Herbst marschierten in Weißrussland jede Woche Hunderttausende gegen Alexander
Lukaschenkos (Belarus.: Aljaksandr Lukaschenka) manipulierte Wahlen. 250 Millionen indische
ArbeiterInnen und Bauern/Bäuerinnen streikten, marschierten und zelteten in Protestcamps in der
Hauptstadt des Landes gegen die autoritäre und neoliberale Modi-Regierung.

Die Frauenproteste, die Polen im Herbst erschütterten, wurden durch Vorschläge ausgelöst, die
Abtreibungsgesetze des Landes zu verschärfen, die bereits die restriktivsten in Europa darstellen.
Hunderttausende gingen in Städten im ganzen Land auf die Straße und konnten zumindest die
Verabschiedung des Gesetzes vorerst stoppen.

Die StudentInnenbewegung „Freies Volk“ in Thailand wurde durch das Verbot der wichtigsten
Oppositionspartei durch das vom Militär gestützte Regime ausgelöst und erlebte im Laufe des Jahres
mehrere Wellen, die zunehmend die Rolle des Militärs und sogar des Königs, der immer noch
enorme Macht ausübt, in Frage stellen.

In Frankreich gab es trotz der Abriegelung gewalttätige Proteste gegen Macrons repressive neue
Sicherheits- und Anti-Muslim-Gesetze. In Lateinamerika gibt es eine anhaltende Krise und auch
während der Coronavirus-Krise gab es Massenprotestbewegungen. Diese führten z. B. zur
Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung in Chile, zu riesigen Demonstrationen in Peru,
zur Rückkehr der MAS an die Macht in Bolivien und in Brasilien kam es bei den Kommunalwahlen zu
einem Schwenk nach links.

Boliviens einjähriger Widerstand gegen die illegitime Präsidentin (Jeanine Áñez) und die 2019 durch
einen Putsch installierte Regierung erzwang die Abhaltung von Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen, die die bürgerlich-populistische Partei MAS mit großen Mehrheiten gewann,
obwohl diejenigen, die den Putsch lanciert haben, immer noch die Armee und die Polizei dominieren.

All diese Ereignisse zeigen, dass der Widerstand immer noch an die Oberfläche durchbricht. Es kann
kein Zweifel daran bestehen, dass, wenn die schlimmsten Gefahren der Pandemie aufgehoben sind,
er noch weiter um sich greifen wird. Nichtsdestotrotz, wie wir an den vielen Kämpfen in diesem Jahr
sehen können, sind die sozialen Bewegungen und demokratischen Aufstände mit harter polizeilicher
Repression konfrontiert und den Mobilisierungen rechtspopulistischer Bewegungen, einschließlich
Trumps Ermutigung von AnhängerInnen der weißen Vorherrschaft. Solche Bewegungen könnten
sich in der kommenden Zeit zu offen faschistischen Kräften herauskristallisieren. In Frankreich
könnte das Rassemblement National von Marine Le Pen zum Spitzenherausforderer von Macron im
Jahr 2022 geraten.

Die Misserfolge der neuen linken Bewegungen des letzten Jahrzehnts, von Syriza und Podemos bis
hin zu Jeremy Corbyns AnhängerInnen in der britischen Labour-Partei, zeigen alle, dass es keine
friedliche parlamentarische Lösung gibt, um auch nur die neoliberale Sparpolitik zu besiegen. Was
wir brauchen, sind nicht wahlkämpfende Parteien mit rein unterstützenden sozialen Bewegungen,
sondern Parteien des Klassenkampfes, die mit militanten Bewegungen der Unterdrückten und
kämpfenden Gewerkschaften verbunden sind. Auch Parteien, die ein unverhohlen
antikapitalistisches Programm ihr eigen nennen – ein Programm für eine sozialistische Revolution.

Die wichtigste aller Lehren des Jahres 2020 ist, dass, so wie die Pandemie und die Umweltkrise
nicht im nationalen Maßstab gelöst werden können, auch der Sturz des Kapitalismus und der Aufbau
des Sozialismus global sein müssen. In einer Ära der unglaublichen Zunahme der Kommunikation –
heute haben 4,66 Milliarden Menschen, mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung, irgendeine Art von
Zugang zum Internet –, in der Millionen regelmäßig Online-Kommunikation und maschinelle



Übersetzung nutzen, liegen die wirklichen Hindernisse für den Aufbau einer Internationale im engen
nationalen Bewusstsein und im Mangel an politischem Willen bei den Führungen von „linken“
Parteien und Gewerkschaften. Die ArbeiterInnenklasse hat zwischen den 1860er und den 1930er
Jahren vier aufeinanderfolgende Internationalen aufgebaut, die ein unvergängliches
programmatisches Erbe hinterlassen haben.

Die Liga für die Fünfte Internationale und ihre Sektionen in Österreich, Brasilien, Deutschland,
Pakistan, Schweden, den Vereinigten Staaten von Amerika und Britannien sehen es als ihre Pflicht
an, den Internationalismus in jeder ArbeiterInnenbewegung und aufbegehrenden Strömung der
Unterdrückten rund um den Globus zu fördern.

Seit dem Abflauen der Bewegungen gegen die kapitalistische Globalisierung und den
imperialistischen Krieg in den ersten fünf Jahren des neuen Jahrtausends, als die weltweiten und
europäischen Sozialforen koordinierte globale Aktionen ins Leben riefen, ist ein deutlicher
Rückgang der organisierten internationalen Versammlungen zu verzeichnen. Dieser Rückzug kam
genau zu dem Zeitpunkt, als die Expansionsphase der Globalisierung mit der Rezession 2008 zu
einem erschaudernden Ende kam. Obwohl diese große soziale und politische Bewegungen
hervorbrachte, die sich gegenseitig beeinflussten und inspirierten – der Arabische Frühling, die
Occupy-Bewegungen, die Anti-Austeritätskämpfe in Griechenland, Volksbewegungen in ganz
Lateinamerika, Generalstreiks in Indien –, gab es kein internationales Forum, auf dem die Lehren
aus den anfänglichen Erfolgen und dem endgültigen Scheitern gezogen werden konnten.

Während Widerstandsbewegungen spontan entstehen können und dies auch tun, gilt dasselbe nicht
für Führungen und Strategien für den Sieg, d. h. politische Programme. Deshalb erfordert das
Voranbringen dieser Aufgabe, dass sich alle bewussten RevolutionärInnen auf der ganzen Welt im
kommenden Jahr und in den kommenden Jahren ihr neu widmen müssen.

ArbeiterInnen und Unterdrückte: Vereinigt Euch in einer neuen Weltpartei der sozialistischen
Revolution – einer Fünften Internationale!


